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Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss verabschiedete auf seiner Plenartagung am 10./11. Juni 

2020 (Sitzung vom 11. Juni) mit 221 Stimmen bei 6 Enthaltungen folgende Entschließung: 

 

 

1. Einleitung 

 

1.1 Der EWSA begrüßt und unterstützt nachdrücklich die Vorschläge der Europäischen Kommission: den 

„Next Generation EU“-Plan und den langfristigen EU-Haushalt für 2021-2027. In dieser 

Entschließung legen wir dar, was mit den Vorschlägen für die wirtschaftliche Erholung und den 

Wiederaufbau nach der Coronavirus-Krise aus unserer Sicht erreicht werden sollte. Die folgenden vier 

Punkte sind für uns von entscheidender Bedeutung: 

 

1.2 Der EWSA ist überzeugt, dass die wirtschaftliche Erholung von den Folgen der Coronavirus-Krise nur 

dann gelingen kann, wenn sie mit einem Umbau unserer Gesellschaft einhergeht: Wir müssen uns 

sowohl auf den Wiederaufbau als auch auf die wirtschaftliche Erholung konzentrieren. Wir können 

dabei nicht einfach nur die alten Zustände wiederherstellen, wir müssen sie neu strukturieren und 

verbessern. Nach Auffassung des EWSA müssen Neustrukturierung und Verbesserung auf den 

Grundsätzen für unser gesamtes Handeln beruhen: Schutz der Menschenrechte und der sozialen 

Rechte, der demokratischen Werte und der Rechtsstaatlichkeit, Erschließung des vollen Potenzials des 

Binnenmarkts, Verwirklichung der Nachhaltigkeitsziele, einer Kreislaufwirtschaft und einer 

klimaneutralen EU bis spätestens 2050. Auch müssen wir verantwortliches Regierungshandeln und 

demokratische Rechenschaftspflicht gewährleisten. Zudem muss analysiert werden, warum bestimmte 

soziale Gruppen in der Krise noch weiter sozial geschwächt wurden, sowohl durch unzureichenden 

Schutz vor Ansteckung als auch den Verlust der Existenzgrundlage, und wir müssen ihrer weiteren 

Schwächung Einhalt gebieten. 

 

1.3 Das Europäische Semester wird bei der Überwachung und Bewertung der Maßnahmen im Rahmen 

des „Next Generation EU“-Plans immer wichtiger werden. Diesbezüglich sollten die Wirtschafts- und 

Sozialpartner und die Organisationen der Zivilgesellschaft nach Ansicht des EWSA als wichtige 

Akteure in diesem Prozess anerkannt werden. 

 

1.4 In diesem neuen Wiederaufbau- und Erholungsprozess hofft der EWSA, dass die bevorstehende 

Konferenz zur Zukunft Europas die Gelegenheit bietet, um die institutionelle Struktur der EU zu 

stärken und zu vertiefen und das EU-Projekt neu zu formulieren, um für die Herausforderungen der 

kommenden Jahrzehnte gewappnet zu sein. 

 

1.5 Die Investitionen, die im Rahmen kurzfristiger Konjunkturmaßnahmen getätigt werden, sollten die 

strukturelle Umstellung der europäischen Wirtschaft auf Schadstofffreiheit, die Wiederherstellung der 

biologischen Vielfalt und das Erreichen der Klimaneutralität bis 2050 beschleunigen oder zumindest 

nicht bremsen. 

 

1.6 Die Beteiligung aller Bürgerinnen und Bürger über die Organisationen der Sozialpartner und der 

Zivilgesellschaft wird den Reformprozess in Wirtschaft und Gesellschaft ermöglichen. Die 

Mitgliedstaaten und die EU müssen daher sicherstellen, dass bei dieser komplexen Transformation 

niemand zurückgelassen wird. 
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1.7 Am wichtigsten erscheint eine der Hauptlehren aus der Coronavirus-Krise, nämlich dass die 

Gesundheitssysteme in fast allen europäischen Ländern durch eine europäische „Gesundheitsunion“ 

gestärkt werden müssen. 

 

2. Die Covid-19-Krise: Ein symmetrischer externer Schock für die EU, der sich in den einzelnen 

Mitgliedstaaten unterschiedlich auswirkt 

 

2.1 Die Covid-19-Krise und ihre Auswirkungen auf die EU 

 

2.1.1 Eine Bewertung der Gesamtauswirkungen der Covid-19-Pandemie wäre zum Zeitpunkt dieser 

Entschließung verfrüht, es steht aber bereits fest, dass dies der schwerste wirtschaftliche Schock ist, 

mit dem die europäischen Volkswirtschaften seit dem Zweiten Weltkrieg konfrontiert waren. Der Weg 

zur wirtschaftlichen Erholung ist wahrscheinlich lang und beschwerlich. Die Prognosen des IWF und 

der Europäischen Kommission bestätigen, dass diese Krise alle EU-Mitgliedstaaten mit 

unterschiedlicher Intensität1 getroffen hat. Sie stellt nicht nur unsere Verhaltensmuster, sondern auch 

unsere Produktions-, Verbrauchs- und Beschäftigungsmuster in Frage stellt. 

 

2.1.2 Die Krise ist auch so schwer, weil sie die EU in einer Zeit erheblicher wirtschaftlicher und politischer 

Schwäche getroffen hat. In einigen Ländern haben sich die negativen Auswirkungen der vorherigen 

Wirtschafts- und Finanzkrise (2008-2010) noch nicht abgeschwächt, und ihre Volkswirtschaften sind 

nach wie vor recht schwach und anfällig für Erschütterungen. Ebenso haben sich einige soziale 

Gruppen, auch in den wohlhabenderen Mitgliedstaaten, noch nicht von den Folgen der letzten 

Wirtschaftskrise erholt, beispielsweise Menschen mit Behinderungen2. Darüber hinaus kommt die 

Krise für die EU zu einem heiklen Zeitpunkt, da sie mit dem Übergang zu einer digitalen Wirtschaft 

zusammenfällt, bei dem die wirtschaftliche, ökologische und soziale Nachhaltigkeit eine wichtige 

Rolle spielt. 

 

2.1.3 Diese Krise wird aus wirtschaftlicher und sozialer Sicht erhebliche disruptive Folgen haben. Als 

oberste Priorität müssen unser ganzes Handeln und all unsere Maßnahmen dem Ziel gelten, unsere 

Lebensgrundlage, unsere Wirtschafts-, Sozial- und Umweltsysteme und unsere Organisationen 

wiederherzustellen bzw. zu einer „neuen Normalität“ zu führen. 

 

2.1.4 Die Krise wird ein ernster Stresstest für die Europäische Union als Ganzes, für unser 

Wirtschaftssystem und unsere Sozialmodelle, für unsere Werte und für unsere Demokratie sein. 

 

2.2 Wirtschaftliche Auswirkungen 

 

2.2.1 Im Gegensatz zur letzten Krise kam es diesmal für viele Tätigkeiten zu einem sofortigen und 

kompletten Stillstand, was mit einem drastischen Rückgang der Produktion, einem raschen Anstieg 

der Arbeitslosigkeit und einer Verschlechterung des Lebensstandards (Rückgang des 

Realeinkommens, Arbeitsplatzunsicherheit, eingeschränkte Mobilität), einem drastischen Rückgang 

                                                      
1
  Georgieva, C., 2020, The Great Lockdown: Worst Economic Downturn Since the Great Depression. Pressemitteilung des IWF Nr. 20/98. 

2
  Die EU-Statistik über Einkommen und Lebensbedingungen (EU SILC) zeigt einen Anstieg von Armut und sozialer Ausgrenzungen von 

Menschen mit Behinderungen im Zeitraum 2010-2018 in Estland, Luxemburg, Deutschland, Schweden, Irland, Tschechien, Litauen, Italien, 

den Niederlanden, Malta und Spain.  
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des Außenhandels sowohl innerhalb der EU als auch mit Drittländern und einer drastischen 

Verschlechterung der Indikatoren der öffentlichen Finanzen einherging. 

 

2.2.2 Nach allem, was bisher über die Auswirkungen der Covid-19-Krise auf das Wirtschaftswachstum 

bekannt ist, muss mit einem Rückgang des BIP um rund 8 % gerechnet werden3‚ ebenso wie mit 

einem Anstieg der weltweiten Arbeitslosigkeit um 24,7 Mio., wobei weitere 13 bis 36 Mio. 

Arbeitsplätze gefährdet sind4. Für die EU wird ein Anstieg der Arbeitslosenquote von 6,7 % (2019) 

auf 9,0 % (2020) erwartet.5 Große Probleme verursacht diese Krise außerdem für a) das System der 

kleinen und mittleren Unternehmen, die das Rückgrat des europäischen Produktionssystems bilden, 

b) die Wettbewerbsfähigkeit der großen europäischen Unternehmen und c) das pure Überleben einiger 

Wirtschaftszweige wie Gastgewerbe, Tourismus, Verkehr und Kultur.  

 

2.2.3 Die Schätzungen für 20216 sind viel optimistischer, da sie von einer Erholung ausgehen, die jedoch 

von folgenden Parametern abhängt: Aufhebung der restriktiven Maßnahmen, die Pandemie bleibt 

unter Kontrolle und die beispiellosen geld-, fiskal- und ordnungspolitischen Maßnahmen der 

Mitgliedstaaten und der EU greifen und mildern die unmittelbaren wirtschaftlichen und sozialen 

Auswirkungen der Krise und die langfristig anhaltende Schäden ab, die in Bezug auf die globalen 

Wertschöpfungsketten und die wirtschaftlichen und sozialen Beziehungen entstanden sind. 

 

2.2.4 Aus Sicht der EU wurde der Binnenmarkt praktisch gelähmt. Außerdem haben Maßnahmenpakete 

einzelner Mitgliedstaaten zu einem Risiko ungleicher Wettbewerbsbedingungen geführt, das dringend 

angegangen werden muss. Die Unsicherheit in Bezug auf künftige Investitionen hat schlagartig 

zugenommen und wichtige Indikatoren wie der Einkaufsmanager-Index oder das Geschäfts- und 

Konsumklima haben historische Tiefstände erreicht. 

 

2.2.5 Die tiefgreifendsten wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen werden daher höchstwahrscheinlich 

im zweiten Quartal dieses Jahres und in den einzelnen Branchen mit unterschiedlicher Intensität 

verzeichnet werden. In der zweiten Jahreshälfte 2020 ist mit einer gewissen Erholung der Wirtschaft 

zu rechnen, wobei diese in der Art von Land zu Land unterschiedlich ausfallen könnte.  

 

2.2.6 Noch schwerer wiegt jedoch, dass es zu einem Bruch in unserer Lebensweise gekommen ist, die sich 

komplett verändert hat. Im Rahmen der wirtschaftlichen Erholung und Wiederbelebung muss der 

Schwerpunkt nicht nur auf der Wiederankurbelung der Wirtschaftsleistung liegen, sondern wohl 

vielmehr und dringender darauf, Anlass zu Hoffnung zu geben und Möglichkeiten dafür zu schaffen, 

dass wir unser Leben an die „neue Normalität“ anpassen können, wozu auch die uneingeschränkte 

Einhaltung der Grundsätze der nachhaltigen Entwicklung gehört. 

 

2.3 Soziale Auswirkungen 

 

2.3.1 Covid-19 wird weitreichende Auswirkungen auf die Arbeitsmarktlage haben. Abgesehen von den 

dringenden Bedenken hinsichtlich der Gesundheit der Arbeitnehmer und ihrer Familien werden das 

Virus und die sich daraus ergebenden wirtschaftlichen Verwerfungen die Arbeitswelt in dreierlei 

                                                      
3
  Europäische Kommission, GD ECFIN. 

4
  Internationale Arbeitsorganisation, März 2020, COVID-19 and the world of work: Impact and policy responses. 

5
  Europäische Kommission, Frühjahr 2020, Europäische Wirtschaftsprognosen. Institutional Paper 125,  Mai 2020. 

6
  Europäische Kommission, GD ECFIN. 
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Hinsicht beeinflussen: 1) Zahl der Arbeitsplätze (sowohl Arbeitslosigkeit als auch 

Unterbeschäftigung), 2) Qualität der Arbeit und 3) Auswirkungen auf bestimmte Gruppen, die 

anfälliger für eine schlechte Arbeitsmarktlage sind. Einige Kategorien von Arbeitnehmern sind stärker 

betroffen, weil sie nicht über soziale Sicherheitsnetze verfügen: junge Menschen in prekären 

Beschäftigungsverhältnissen, ältere Arbeitnehmer, Arbeitnehmer mit Behinderungen, Frauen – weil 

sie in den am stärksten betroffenen Sektoren überrepräsentiert sind oder weil sie zur Pflege von 

Familienangehörigen zu Hause bleiben, Selbstständige oder Plattformarbeiter, Geringverdienende, 

Wanderarbeitnehmer und unregistrierte Arbeitskräfte, die einer nicht angemeldeten Erwerbstätigkeit 

nachgehen. Auch die Erwerbstätigenarmut wird voraussichtlich erheblich zunehmen.7 

 

2.3.2 Die Sicherung von Beschäftigung und Einkommen für alle Arbeitnehmern ist eine Priorität, und wir 

müssen bei der Gestaltung der Maßnahmen von heute an eine langfristige Perspektive denken. Die EU 

braucht eine starke soziale Erholung in Europa und eine Wiederaufbaustrategie auf europäischer und 

nationaler Ebene unter aktiver Einbindung der Sozialpartner, um die Wirtschaft wiederzubeleben, die 

Rechte der Arbeitnehmer zu wahren und Wohlergehen für alle zu gewährleisten. Tiefgehendere 

institutionelle und politische Reformen sind erforderlich, um die Erholung zu verstärken und die 

Widerstandsfähigkeit durch robuste und universelle Sozialschutzsysteme zu stärken, die im Krisenfall 

als automatische wirtschaftliche und soziale Stabilisatoren wirken können. Dies wird auch dazu 

beitragen, das Vertrauen in die Institutionen und Regierungen wiederherzustellen. 

 

2.3.3 Der zwei- und dreigliedrige soziale Dialog zwischen Regierungen, Arbeitnehmer- und 

Arbeitgeberorganisationen ist ein wichtiges Instrument für die Entwicklung und Umsetzung 

nachhaltiger Lösungen, und zwar von der lokalen bis zur globalen Ebene. Dies erfordert starke, 

unabhängige und demokratische Organisationen der Sozialpartner. 

 

2.3.4 Besondere Aufmerksamkeit muss darauf gelegt werden, dass die Erholung von dieser Krise nicht wie 

im Falle der letzten Krise in unterschiedlichem Tempo verläuft. Alle Gruppen müssen unterstützt 

werden, um im gleichen Tempo wieder Fuß fassen zu können; sozial schwächere Gruppen müssen 

zügig und zeitgleich von den gleichen Verbesserungen in punkto Beschäftigung und Lebensstandard 

wie die übrige Bevölkerung profitieren. Dies gilt insbesondere für junge Menschen, Menschen mit 

Behinderungen, Angehörige ethnischer Minderheiten, Migranten und Flüchtlinge. 

 

2.3.5 Besondere Aufmerksamkeit und besondere Maßnahmen sind auch für Gruppen außerhalb des 

Arbeitsmarktes erforderlich, die bereits von Armut betroffen sind, sowie für neue, von Armut 

betroffene Gruppen, deren Zahl voraussichtlich zunehmen wird. Diese Gruppen laufen Gefahr, noch 

weiter an den Rand gedrängt und damit einhergehend mit vielen sozialen und gesundheitlichen 

Problemen konfrontiert zu werden. 

 

2.3.6 Auch Organisationen der Zivilgesellschaft gehören zu den Opfern der Ungleichheiten und Schwächen 

des Systems. Ihre gegenwärtige und künftige Fähigkeit, auf Bedürfnisse zu reagieren, hängt von 

oftmals knappen und schwankenden Ressourcen ab. Hier sollten Finanzierungsmechanismen für 

zivilgesellschaftliche Organisationen eingerichtet werden. 

                                                      
7  Eurofound, Leben, Arbeiten und Covid-19: Erste Ergebnisse – April 2020: Laut der Umfrage stehen mehr Haushalte aufgrund der 

wirtschaftlichen Folgen der Covid-19-Pandemie unter finanziellem Druck als vor Ausbruch der Krise. Beinahe die Hälfte aller befragten 

Haushalte (47 %) haben Schwierigkeiten, über die Runden zu kommen. (...) Von den Befragten, die ihren Arbeitsplatz während der Krise 

dauerhaft verloren haben, gaben 90 % an, dass sich ihre finanzielle Lage verschlechtert hat. 44 % verfügen über keine Ersparnisse, 35 % 

haben gerade ausreichend Ersparnisse, um ihren aktuellen Lebensstandard für drei Monate aufrechtzuerhalten.  
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3. Eine Bewertung der Reaktion der EU auf die Covid-19-Krise 

 

3.1 Sofortmaßnahmen 

 

3.1.1 Derzeit bestimmt in Europa (wie auch in der ganzen Welt) die Coronavirus-Pandemie alle Aspekte 

unseres Lebens, so auch die wirtschaftliche Tätigkeit, deren Organisation und die entsprechenden 

Systeme. Die Wirtschaft und das Instrumentarium wirtschaftlicher Maßnahmen sind der erfolgreichen 

Bewältigung der Krise und einem wesentlichen Beitrag zu ihrer Beendigung voll untergeordnet. Selbst 

in dieser schweren Zeit sollte jedoch gewährleistet werden, 

 

 dass die mobilisierten Finanzierungsquellen wirksam, bedarfsgerecht und gezielt eingesetzt 

werden; 

 dass alle von der Pandemie betroffenen förderfähigen Personen und Einrichtungen (natürliche 

Personen, Betriebe und Unternehmen, Organisationen ohne Erwerbszweck, Erbringer öffentlicher 

Dienstleistungen usw.) angemessene Ausgleichszahlungen erhalten; 

 dass die Wirtschaft auf den Neustart danach vorbereitet ist, wobei die sozialen Lehren aus der 

aktuellen Pandemie gezogen und dringend beantwortet werden müssen. 

 

3.1.2 Auch wenn die Märkte und die Wirtschaft bezüglich eines unbekannten medizinischen Problems 

keine Diagnose stellen und keine Bewertung vornehmen können, ist es praktisch unmöglich, dieses 

pandemische Problem ohne die gebührende Berücksichtigung der wirtschaftlichen und finanziellen 

Kosten und ihrer Folgen zu lösen. 

 

3.1.3 Bislang haben die Mitgliedstaaten und die jeweiligen EU-Organe als Reaktion auf die Krise eine 

Reihe von Notfall-, Präventions-, Stabilisierungs- und Ausgleichsmaßnahmen ergriffen. Wir können 

diese Maßnahmen je nach Typologie in mehrere Kategorien einteilen, z. B. geldpolitische und 

Stabilisierungsmaßnahmen, fiskalpolitische Maßnahmen, Garantien und Kredite sowie regulierungs- 

und verfahrenstechnische Maßnahmen. Die Maßnahmen konzentrieren sich auf alle Lebensbereiche, 

allerdings hauptsächlich auf die Wirtschaft und Unternehmen sowie auf soziale Fragen (siehe 

Anhang 1). 

 

3.1.4 Die Maßnahmen umfassen ein breites wirtschaftspolitisches Instrumentarium, auch mit 

geldpolitischen Antworten, vor allem einer neuen quantitativen Lockerung, ergänzt durch das neue 

Anleiheankaufprogramm der EZB zur Unterstützung der Finanzmarktliquidität, eine 

makroökonomische Stabilisierungsfunktion des ESM, eine Reihe finanzpolitischer Maßnahmen, 

beginnend mit der vorübergehenden Annahme flexibler Haushaltsregeln und Beihilfevorschriften, 

durch enorme öffentlichen Finanzspritzen zugunsten der von der Pandemie betroffenen Unternehmen 

und Einzelpersonen, den Aufschub der Rückzahlungsverpflichtungen und die massive Umschichtung 

der EU-Haushaltsmittel. Sehr wichtig ist auch das Paket verschiedenartiger regulatorischer und 

verfahrenstechnischer Maßnahmen. 

 

3.1.5 Der Umfang der Finanzmittel im Zusammenhang mit den Maßnahmen zur Unterstützung der 

europäischen Gesellschaft wird auf fast 3 Billionen EUR geschätzt (16 % des BIP der EU im Jahr 

2019). Bisher handelte es sich hierbei um einen Mix wirtschaftspolitischer Maßnahmen, die auf Ebene 

der EU und vor allem der Mitgliedstaaten umgesetzt wurden. Im Rahmen des ursprünglichen 

EU-Aufbauplans für die Zeit nach der Coronavirus-Krise stehen lediglich 165 Mrd. EUR in direktem 
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Zusammenhang mit gemeinsamen EU-Finanzierungsquellen in Form von Zuschüssen und 

Finanzierungsinstrumenten. Zu den weiteren von der EU eingeleiteten Schritten gehören Maßnahmen 

zur Förderung der Liquidität, für flexiblere Vorschriften oder zur Einführung von 

Garantieinstrumenten. Alle sonstigen direkten haushaltsbasierten Maßnahmen bestanden aus 

Schritten, die von den Mitgliedstaaten ausgingen bzw. derzeit von ihnen unternommen werden. Der 

Anteil der EU-Maßnahmen nimmt allmählich zu. 

 

3.1.6 Das jüngste Paket der Europäischen Kommission zur künftigen Verteilung der EU-Mittel – 

einschließlich eines Vorschlags für ein zeitlich befristetes europäisches Aufbauinstrument („Next 

Generation EU“) und einer wesentlichen Anpassung des ursprünglichen Vorschlags für den 

mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) der EU für den Zeitraum 2021-2027 – kommt in diesem Bereich 

praktisch eine Revolution gleich. 

 

3.1.7 Schließlich ist auch das Ende Mai angekündigte umfassende Paket ein wesentlicher Beitrag der 

Europäischen Kommission zur Lösung der derzeitigen Lage. Es ist mit einem robusten und 

zielgerichteten neuen Instrument verbunden, das ausschließlich auf die Beendigung der Covid-19-

Krise sowie den anschließenden Neustart und Wiederaufbau ausgerichtet ist. Es soll sich am 

tatsächlichen Bedarf orientieren, damit der Binnenmarkt homogen und funktionsfähig bleibt. Das 

Finanzierungsmodell erscheint recht sinnvoll und stellt sowohl eine Innovation als auch einen 

Ausdruck der Solidarität gegenüber den Mitgliedstaaten dar. Das künftige Aufbauinstrument muss den 

neuen MFR ergänzen, in dem es auch andere EU-Prioritäten, die nicht unbedingt mit der Pandemie 

zusammenhängen, ausreichend zu berücksichtigen gilt (z. B. der europäische Grüne Deal, die 

Verbesserung des Binnenmarkts und der Bedingungen für die Wettbewerbsfähigkeit der EU, die 

europäische Säule sozialer Rechte und die schrittweise Anpassung an die Grundsätze der nachhaltigen 

Entwicklung, internationale Verträge und Übereinkommen, die von der EU und ihren Mitgliedstaaten 

unterzeichnet und ratifiziert werden). 

 

3.2 Analyse und Schlussfolgerungen in Bezug auf die Frage, ob die Maßnahmen angemessen bzw. 

ausreichend sind 

 

3.2.1 Wie bereits dargelegt, ist die richtige Lösung angesichts des komplexen Problems nur mit einem gut 

koordinierten politischen Instrumentarium und klar zugewiesenen Kompetenzen der einzelnen 

Akteure sowie einschlägigen Zielvorgaben und einem Zeitplan für die Maßnahmen möglich. Unter 

den beschlossenen Maßnahmen finden sich einige neue, innovative Ansätze, die auch für die Zukunft 

anwendbar sind. 

 

3.2.2 Dies ist das erste Mal seit der letzten Krise und ihren Folgen, dass der neu eingerichtete ESM zur 

Stabilisierung des makroökonomischen Umfelds des Euro-Währungsgebiets eingesetzt werden kann. 

Auch die aktuellen geldpolitischen Maßnahmen sind enorm wichtig, damit der Finanzsektor auch 

künftig effizient funktioniert und über ausreichend Liquidität verfügt. Von großer Bedeutung sind 

auch die Maßnahmen für flexiblere Regeln für staatliche Beihilfen sowie Haushaltsdisziplin, die es 

ermöglichen, Geld im Umlauf zu halten, wenn die Gefahr einer sinkenden Gesamtnachfrage zunimmt. 

Entscheidend ist, dass alle von der Krise Betroffenen (Einzelpersonen, Unternehmen sowie 

gemeinnützige Organisationen) so rasch wie möglich unterstützt werden, indem Verbindlichkeiten 

gestundet und Ausgleichszahlungen für während des Lockdowns erlittene Einbußen gewährt werden. 
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3.2.3 Auch die Notfallmaßnahmen waren in hohem Maße angemessen. Die Realität hat gezeigt, dass die 

Mitgliedstaaten in einer Zeit tödlicher Gefahren nach wie vor allein zurechtkommen wollen. Nicht nur 

aus praktischen Gründen, sondern auch um den Werten des EU-Binnenmarkts Geltung zu verleihen, 

wären jedoch koordinierte Maßnahmen im Zusammenhang mit der Bereitstellung wesentlicher 

medizinischer Güter und Ausrüstungen erforderlich gewesen. Sie dienen auch als Anregung für die 

Strategie zur Aufhebung der Maßnahmen und Beschränkungen, die sorgfältig abgestimmt sein muss. 

Die Krisensituation eröffnet auch ein weites Einsatzfeld für garantie- und kreditbasierte Instrumente, 

in diesem Fall vor allem durch das Instrumentarium der EIB. Dies zeigt, dass im Rahmen der 

Mittelzuweisung in Bezug auf das öffentliche Interesse mehr privates Kapital mobilisiert werden 

muss. Wenn der tatsächliche Mittelbedarf die begrenzten Ressourcen der öffentlichen Haushalte derart 

massiv überschreitet, ist dies die einzige Lösung, die in einer Zeit der neuen Normalität ausgebaut 

werden kann. 

 

3.2.4 Wie die Krise vor zehn Jahren zeigt auch die jetzige, dass der EU-Haushalt bei weitem nicht dafür 

ausgelegt ist, auf unerwartete Schocks zu reagieren, insbesondere wenn die Schocks am Ende des 

Finanzrahmens eintreten. In punkto Flexibilität des EU-Haushalts zeigt sich immer wieder eine der 

größten Schwächen der EU-Finanzarchitektur. Wenn wirklich erhebliche finanzielle Mittel mobilisiert 

werden müssen, dann muss ein neues Instrument (wie der Aufbaufonds Next Generation EU) 

geschaffen werden, andernfalls muss man sich darauf verlassen, dass dies die Mitgliedstaaten tun. Die 

Situation zeigt eindeutig, dass das Finanzsystem der EU weiter verbessert werden muss, insbesondere 

für den Fall unerwarteter Schocks, denn das gegenwärtige Modell bietet der EU eine nur 

unzureichende gemeinsame finanzielle Grundlage, um die makroökonomische Stabilität der EU und 

des Euro-Währungsgebiets zu unterstützen. 

 

3.3 Bewertung der Zuständigkeiten der EU-Institutionen zur Ergreifung solcher Maßnahmen  

 

3.3.1 Nach der obenstehenden Beschreibung und Analyse begrüßen wir nachdrücklich die richtige und 

rasche Reaktion der EZB und der Euro-Gruppe zur Aktivierung des ESM. Besonders wichtig war auch 

die Reaktion der Europäischen Kommission, insbesondere in Bezug auf die Verabschiedung 

flexiblerer Regelungen und Notfallmaßnahmen zur Unterstützung der Lieferketten für Güter und 

Ausrüstungen bei Ausbruch und Verbreitung der Pandemie. Nach einiger Zeit hat die Kommission 

dann zunehmend das Heft in die Hand genommen und im Mai ein umfangreiches Paket vorgeschlagen 

und umgesetzt, einschließlich des überarbeiteten neuen Vorschlags für den MFR und des Aufbauplans 

„New Generation EU“. Nun müssen die Mitgliedstaaten Unterstützung leisten, damit eine Einigung 

über das Paket erzielt wird und es so rasch wie möglich in die Praxis umgesetzt werden kann. Die 

wichtigste Lehre, die gezogen werden kann, ist jedoch, dass die EU als Ganzes nach wie vor sehr 

anfällig für große exogene Schocks ist und trotz ständiger Verbesserungen in bestimmter Hinsicht 

nicht gewappnet ist. Das anschaulichste Beispiel dafür ist die sehr eingeschränkte Flexibilität und 

Reaktionsfähigkeit des EU-Haushalts. 

 

3.3.2 Zudem haben die EU-Institutionen und die Mitgliedstaaten erst nach einiger Zeit begonnen, 

Maßnahmen zur Wahrung der Integrität, Einheit und Effizienz des Binnenmarkts zu ergreifen, der die 

wichtigste wirtschaftliche Errungenschaft der EU-Integration ist. 
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3.4 Szenarien und Herausforderungen für die Zukunft 

 

3.4.1 Dem wahrscheinlichsten Szenario zufolge werden wir im zweiten Quartal 2020 die konjunkturelle 

Talsohle erreichen, wobei sich in der zweiten Hälfte allmählich Anzeichen einer Erholung zeigen 

werden. Wenn es nicht zu einer zweiten Welle der Pandemie kommt und die Strategien für die 

Aufhebung der Beschränkungen und den Wiederaufbau angemessen und effizient greifen, wird der 

Aufschwung voraussichtlich 2021 anhalten, und die Wirtschaftsleistung wird 2022 bereits wieder den 

Stand vor der COVID-19-Pandemie erreichen, für die Investitionstätigkeit wird dies 2023 der Fall 

sein. Dieses Szenario gilt als realistisch, wenn auch recht optimistisch. Da jedoch zahlreiche 

Unsicherheitsfaktoren bestehen, sollte die EU auch auf weniger positive Entwicklungen vorbereitet 

sein, möglicherweise auch die Wiedereinführung von Beschränkungen, weitere Notfallmaßnahmen, 

größere Anstrengungen zur Abmilderung der Folgen und weitere gezielte Hilfen für bedürftige 

Unternehmen und Bürger. 

 

3.4.2 Die aktuelle Situation ist nicht einfach nur eine Phase des Wirtschaftszyklus, sondern auch ein 

wichtiger und entscheidender Moment für strukturelle Veränderungen und Reformen der Wirtschafts- 

und Sozialsysteme und der entsprechenden Organisation in Europa. Aktuelles Ziel ist nicht nur, die 

Wirtschaft praktisch wieder in Gang zu bringen (das heißt, das vor COVID-19 registrierte Niveau 

wieder zu erreichen), sondern auch – und dies ist vielleicht noch wichtiger –, erhebliche quantitative 

und qualitative Veränderungen zu konzipieren und umzusetzen. Ziel ist es, unser soziales, 

wirtschaftliches und ökologisches Modell allgemein zu bewerten und seine Vor- und Nachteile zu 

ermitteln. Der grundlegende Wiederaufbau muss nicht nur in neuen oder angepassten Strategien 

Ausdruck finden, sondern auch in neuen Zuständigkeiten für alle Akteure gemäß dem 

Subsidiaritätsprinzip (in den Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und den EU-Institutionen und 

auch intern zwischen den EU-Institutionen). Es ist Zeit, der Frage nachzugehen, warum unsere 

aktuellen Sozial- und Wirtschaftsstrukturen so viele Menschen nicht vor derartigen Schocks schützen 

konnten. Die aktuelle Pandemie hat die besondere Anfälligkeit von Menschen aufgezeigt, die 

aufgrund ihrer prekären Arbeitsverhältnisse in Notzeiten nicht auf Sozialschutz und 

Beurlaubungsregeln zurückgreifen können, sowie von Menschen, die von ihren Gemeinschaften und 

Unterstützungsnetzen abgeschnitten waren. 

 

3.4.3 Die wichtigsten Aspekte der wirtschaftlichen Erholung und des Wiederaufbaus sind unter anderem: 

 

 Erschließung des vollen Potenzials des Binnenmarktes unter Wahrung seiner Integrität, 

Funktionalität und Effizienz und Wiederherstellung seiner Wettbewerbsfähigkeit, 

 Ergänzung des Binnenmarktes mit einer ehrgeizigen Sozialagenda, insbesondere die vollständige 

Umsetzung der europäischen Säule sozialer Rechte, um eine soziale Aufwärtskonvergenz 

sicherzustellen, 

 Fortsetzung der erforderlichen strukturellen Veränderungen und damit verbundenen Investitionen, 

vor allem in Bezug auf digitale, intelligente und soziale Innovationen und die Ökowende, 

 ständige Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der EU, 

 Schaffung der Voraussetzungen für die Stärkung der Selbstversorgung der EU und ihrer 

Widerstandsfähigkeit bei der Bewältigung globaler Auswirkungen, 

 Schaffung der Voraussetzungen, damit die EU die Kontrolle über strategische Vermögenswerte 

und Branchen behält, 
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 Förderung des Arbeitsmarktzugangs für alle im Hinblick auf eine inklusive und resiliente 

Erwerbsbevölkerung, 

 Investitionen in die Inklusion bestimmter Randgruppen, um deren vollumfängliche soziale und 

wirtschaftliche Teilhabe zu sichern, 

 erhebliche Verbesserung der Lieferketten in der EU für den Fall von Gefahren oder Notlagen. 

 

4. Post-COVID-19-Krise: Chance für und Notwendigkeit von Veränderungen in der Europäischen 

Union 

 

4.1 Der „Schwarze Schwan“  

 

4.1.1 Viele Beobachter verbinden die COVID-19-Krise mit dem Begriff des „Schwarzen Schwans“, den der 

libanesische Mathematiker Nassim Nicholas Taleb geprägt hat. Dabei handelt es sich um ein seltenes 

und unwahrscheinliches Ereignis, das nicht den Erwartungen des Menschen entspricht und dabei 

disruptiv wirkt, weil es Menschenleben erschüttern, Wahrnehmungen verändern und die von diesem 

Ereignis betroffenen Gemeinschaften für immer verändern kann.8 Haben wir es bei der COVID-19-

Krise jedoch wirklich mit einem Schwarzen Schwan zu tun? Kam sie so unerwartet? Oder haben wir 

unsere Gesundheitssysteme, die strategische Produktion und die Sozialstrukturen durch eine Reihe 

falscher Entscheidungen geschwächt? „Business as usual“ ist keine politische Option mehr, wenn wir 

die Auswirkungen der Krise bewältigen wollen. Europa hat die Möglichkeit und die Chance, eine 

andere Welt aufzubauen, und die EU muss dabei eine wichtige Rolle einnehmen.  

 

4.1.2 Für den Wiederaufbau nach der Krise sind deshalb ein anderer Maßnahmenmix und eine andere 

zeitliche Planung der Maßnahmen erforderlich. Bei gutem Management können wir diese Krise 

gemeinsam bewältigen, Leben und gesellschaftliches Wohlergehen retten, unsere sozioökonomischen 

Modelle noch stärker auf die Menschen und die natürliche Welt ausrichten und globale 

Partnerschaften für nachhaltige Entwicklung fördern. 

 

4.1.3 Wir müssen uns deshalb nun auf das konzentrieren, was für alle grundlegend ist: Unterstützung für 

Unternehmen bei der Überwindung der Krise, damit sie menschenwürdige Arbeitsplätze schaffen 

können, gute Lebens- und Arbeitsbedingungen, gleicher Zugang zur Gesundheitsversorgung, saubere 

Lebensmittel, Wasser, Luft und Verbraucherprodukte, eine gesunde Natur, ein sicheres Klima für die 

kommende Generation, eine immer inklusivere und barrierefreiere Gesellschaft und starke und 

funktionierende Demokratien, die uns auch künftig in Zeiten der Not beschützen. Um dies zu 

erreichen, müssen mit Ehrgeiz und zum richtigen Zeitpunkt die richtigen Entscheidungen treffen: Wir 

brauchen deshalb einen Plan für den Wiederaufbau und die wirtschaftliche Erholung der EU. 

 

4.1.4 Die Europäische Kommission muss konkrete Maßnahmen ergreifen, um Regierungen davon 

abzuhalten, einen „Ausnahmezustand“ aufrecht zu erhalten, der die Menschenrechte und die 

Rechtsstaatlichkeit aushöhlt. Die Regierungen dürfen die Coronavirus-Krise nicht missbrauchen, um 

Maßnahmen auf den Weg zu bringen, die über das hinausgehen, was zur Bewältigung der Krise 

unbedingt nötig ist – also Maßnahmen, die im Widerspruch zum Datenschutz, zu ordnungsgemäße 

Rechtsverfahren, den Zuständigkeiten und Aufgaben der Justiz sowie den Rechten der Bürger und der 

Zivilgesellschaft stehen. Alle ergriffenen Maßnahmen müssen angemessen sein und der 

                                                      

8 Nassim Nicholas Taleb (2007), Der Schwarze Schwan: Die Macht höchst unwahrscheinlicher Ereignisse.  
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Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit dienen. Insbesondere muss die Meinungsfreiheit für die 

Menschen gewahrt werden, die auf die Probleme aufgrund der aktuellen Lage hinweisen. 

 

4.2 Leitlinien für einen Plan für die wirtschaftliche Erholung und den Wiederaufbau der EU 

 

4.2.1 Der EWSA ist überzeugt, dass die wirtschaftliche Erholung von den Folgen der Coronavirus-Krise nur 

dann gelingen kann, wenn sie mit einem Umbau unserer Gesellschaft einhergeht: Wir müssen uns 

sowohl auf den Wiederaufbau als auch auf die wirtschaftliche Erholung konzentrieren. Wie können 

nicht einfach nur die alten Zustände wiederherstellen, wir müssen sie neu strukturieren und 

verbessern. Nach Auffassung des EWSA muss die Neustrukturierung und Verbesserung auf den 

Prinzipien für unser gesamtes Handeln beruhen: Gewährleistung des reibungslosen Funktionierens des 

Binnenmarktes, Schutz der Menschenrechte, der demokratischen Werte und der Rechtsstaatlichkeit, 

Verwirklichung der Nachhaltigkeitsziele, einer Kreislaufwirtschaft und einer klimaneutrale EU bis 

spätestens 2050. Auch müssen wir verantwortliches Regierungshandeln und demokratische 

Rechenschaftspflicht gewährleisten. 

 

4.2.2 Wie gut und umfassend die Maßnahmen auch sind, können sie doch nur Wirkung zeigen und auf 

Unterstützung hoffen, wenn sie vor Ort ankommen und die Menschen erreichen, für die sie gedacht 

sind. Daher müssen die EU-Institutionen und die Mitgliedstaaten nach Kräften für eine wirksame 

Umsetzung Sorge tragen. 

 

4.2.3 Wir müssen aus dem sozialen und gesellschaftlichen Versagen lernen, das zu einer unverhältnismäßig 

hohen Zahl an Opfern während dieser Pandemie geführt hat. Konkret sind hier 

Betreuungseinrichtungen für Menschen mit Behinderungen und ältere Menschen gemeint. Sie wurden 

in der Krise zu Ansteckungsherden, in denen sich die Todesfälle häuften. Dieser Weckruf muss 

verdeutlichen, dass keine EU-Mittel in Einrichtungen investiert werden dürfen, in denen Menschen 

nicht nur das Recht verwehrt wird, selbst zu entscheiden, wie sie leben wollen, sondern die auch 

schlecht geeignet sind, um Menschen im Falle höherer Gewalt zu schützen. 

 

4.2.4 Die Coronavirus-Krise hat leider auch deutlich gemacht, dass es von grundlegender Bedeutung ist, die 

intensive pädagogische Arbeit in der gesamten EU zu vertiefen, die auf eine Bürgerkultur der 

Menschenrechte und der demokratischen Koexistenz auf der Grundlage der Prinzipien und Werte von 

Artikel 2 AEUV ausgerichtet ist. Wir bekräftigen unser entschlossenes und dauerhaftes Eintreten für 

die Grundwerte der Menschenrechte, der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit, wie sie in den 

EU-Gründungsverträgen verankert sind. 

 

4.2.5 Solidarität ist der Schlüssel zur Bewältigung der Krise. Solidarität mit den Pflegerinnen und Pflegern 

in Krankenhäusern und Pflegeheimen. Solidarität mit den Arbeitern, die keinen Lohn erhalten, und mit 

Arbeitgebern, die auf Gehälter und Boni verzichten, um ihr Unternehmen zu retten. Solidarität der 

Regierungen mit der Wirtschaft, der Kultur und anderen Bereichen der Gesellschaft, die für ihr 

Überleben dringend Unterstützung benötigen. Vor allem aber Solidarität zwischen den Ländern, 

insbesondere den wirtschaftlich so eng miteinander verflochtenen Mitgliedstaaten, die die 

Auswirkungen der Krise nur mit einem gemeinsamen und kooperativen Ansatz bewältigen können. 

 

4.2.6 Ein groß angelegter Plan für grüne Investitionen wird die nötigen wirtschaftlichen Impulse liefern und 

Widerstandsfähigkeit bei künftigen Schocks aufbauen. Die Bewältigung einer so hochgesteckten 

Aufgabe, wie sie eine solche Transformation darstellt, kann nur unter ganz bestimmten Bedingungen 
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gelingen, die ausdrücklich anerkannt werden müssen. Die wirtschaftlichen und die ökologischen 

Bestrebungen des EU-Aufbauplans für die Zeit nach der Coronavirus-Krise sollten Hand in Hand 

gehen und beiden Aspekten, Wirtschaft wie Umwelt, gleichermaßen zugutekommen. Dies erfordert 

eine strenge Auswahl der Investitionsprogramme, ganz besonders für Branchen mit einem hohem 

Potenzial zur Belebung der Wirtschaft, Schaffung von Arbeitsplätzen und ökologischer 

Neuausrichtung (grüne Konjunkturprogramme). 

 

4.2.7 Dazu sollte ein europäisches grünes Konjunkturprogramm konzipiert werden, das zwei grundlegenden 

Zielen dient: Erstens der Belebung der Wirtschaft und der Schaffung neuer bzw. der Sicherung 

gefährdeter Arbeitsplätze, zweitens der Förderung der Neuausrichtung der europäischen Wirtschaft 

auf eine saubere und resiliente Zukunft. Kommissionsvizepräsident Frans Timmermans erklärte dazu 

in einem Tweet: Durch den wirtschaftlichen Wiederaufbau, den wir vorschlagen, wird die Gesellschaft 

geschaffen, die wir und die nächsten Generationen brauchen: eine saubere, prosperierende und 

resiliente Gesellschaft. Eine Gesellschaft, in der niemand zurückgelassen wird. 

 

4.2.8 Wir brauchen eine Gesellschaft, die auf Gegenseitigkeit aufbaut. Wenn öffentliche Ressourcen 

eingesetzt werden, um dem privaten Sektor Zukunftsperspektiven zu bieten, dann darf die Gesellschaft 

berechtigterweise auch erwarten, dass ihr etwas zurückgegeben wird. Gemeint sind hier 

Vereinbarungen über die Entrichtung von Steuern, über gute und soziale Arbeitgeber, den Verzicht auf 

die Zahlung von Dividenden und Boni sowie die Verpflichtung, Anstrengungen zur Reduzierung der 

CO2-Emissionen zu unternehmen, die Umweltvorschriften einzuhalten und die Mobilitätspolitik der 

Unternehmen umweltfreundlicher zu gestalten. 

 

4.2.9 Für das gegenwärtige Wirtschaftsmodell ist das BIP das Maß aller Dinge (Fetisch), mit dem allerdings 

noch nie erfasst werden konnte, was für den Menschen wirklich zählt. Heute ein neues Modell der 

wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung für die EU anzudenken, bedeutet nach Auffassung des 

EWSA, diesen wichtigen wirtschaftlichen Indikator mit einem ebenso wichtigen anderen 

zusammenzuführen: dem Gemeinwohl. 

 

4.2.10 Der EWSA ist der Auffassung, dass im Zentrum des Plans für den Wiederaufbau und die 

wirtschaftliche Erholung die Menschen und die Zukunft unseres Planeten stehen müssen. 

Entscheidend in diesem Zusammenhang ist, kurzfristig möglichst viele Arbeitsplätze zu erhalten. 

Wichtig ist aber auch, die fernere Zukunft im Auge zu behalten. Eine zukunftsorientierte Wirtschaft 

berücksichtigt die Bedürfnisse der Gesellschaft, trägt nicht zum Klimawandel bei, nutzt die 

Ressourcen auf intelligente Weise und ergänzt die Erwerbsmöglichkeiten der Europäer durch eine 

gesunde Umwelt und gute Beschäftigung. Das muss unser Ziel am Ende des Wegs sein, eine 

nachhaltige Zukunft. Eine zukunftsträchtige Wirtschaft hängt auch davon ab, dass sie für alle 

Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen zugänglich ist und dass jeder einen Beitrag zu seiner 

Gemeinschaft und der Gesellschaft insgesamt leisten kann. Wir müssen Lehren aus der während der 

Krise neu entwickelten Flexibilität der Arbeitgeber ziehen, um den Bedürfnissen der besonders 

arbeitsmarktfernen Menschen Rechnung zu tragen (Menschen mit Behinderungen, 

Langzeitarbeitslose, ältere Arbeitnehmer), um ihre Einbeziehung in eine neue, grünere Wirtschaft zu 

erleichtern. Eine nachhaltige Zukunft muss unser Ziel am Ende des Weges sein. 

 

4.2.11 Die EU und ihre Mitgliedstaaten sollten dafür sorgen, dass neue, saubere Wirtschaftsunternehmen, 

vor allem Start-ups und KMU, Zugang zu dem Kapital haben, das sie zur weiteren Entwicklung der 

Lösungen von morgen benötigen. 
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4.2.12 Die Sozialpartner müssen in die Konzipierung und Stärkung von Unterstützungsmaßnahmen in 

einem abgestimmten europäischen Rahmen einbezogen werden, die den wirtschaftlichen Ausfall in 

vielen Branchen kompensieren, um alle Arten von Arbeitnehmern und kleinen Unternehmen zu 

schützen. Nötig sind angemessene und nachhaltige Leistungen bei Arbeitslosigkeit und sonstige 

Formen der Unterstützung, einschl. europäischer Mindeststandards für die Netto-Ersatzquote, die 

Dauer und die Anspruchsberechtigten für Arbeitslosenleistungen. In Branchen, in denen dies möglich 

ist, können in Absprache mit den Sozialpartnern Kurzarbeitsregelungen eingeführt werden. In einigen 

Mitgliedstaaten können Arbeitnehmer, die sich in Quarantäne befinden, Krankengeld erhalten. Eine 

weitere Möglichkeit, Unternehmen, Arbeitnehmer und Selbständigen zu entlasten, ist die 

Vereinfachung der Regelungen für den Zugang zu Teleheimarbeit in Absprache mit den 

Sozialpartnern. Darüber hinaus können die Regierungen finanzielle und technische Unterstützung für 

KMU leisten, damit diese rasch auf Teleheimarbeit umstellen können. 

 

4.2.13 Die Beteiligung aller Bürgerinnen und Bürger über die Organisationen der Sozialpartner und der 

Zivilgesellschaft wird den Reformprozess in Wirtschaft und Gesellschaft ermöglichen. Die 

Mitgliedstaaten und die EU müssen deshalb dafür sorgen, dass niemand in diesem komplexen Prozess 

zurückgelassen wird, insbesondere Menschen in prekärsten Beschäftigungsverhältnissen und im 

Vorruhestandsalter, Menschen mit Behinderungen, Frauen in unterbewerteten Beschäftigungen, junge 

Menschen, vor allem, wenn sie zu sichtbaren Minderheiten gehören oder einen Migrationshintergrund 

haben, und insbesondere Menschen, die zu mehr als einer dieser Gruppen gehören. 

 

5. Der Fahrplan für die Erholung 

 

Der EWSA befürwortet eine umweltfreundliche Wiederherstellung, eine beherzte soziale 

Wiederherstellung und eine kräftige wirtschaftliche Wiederherstellung. Eine so ehrgeizige und 

transformative Agenda ist machbar, wenn sie auf sechs Grundsätzen beruht: Solidarität, 

Wettbewerbsfähigkeit, Nachhaltigkeit, Beschäftigungssicherung, Einkommenssicherung und Teilhabe. 

Je stärker die Wiederherstellungsmaßnahmen sind und je besser sie auf die Situation der 

Mitgliedstaaten und ihrer Bevölkerung zugeschnitten sind, desto glaubwürdiger wird die EU und desto 

besser kann sie die beispiellosen Herausforderungen meistern, vor denen wir in dieser Krise stehen.  

 

5.1 Der Binnenmarkt 

 

5.1.1 Die Binnenmarktstrategie steht im Mittelpunkt des europäischen Projekts. Sie ermöglicht den freieren 

Personen-, Waren-, Dienstleistungs- und Kapitelverkehr und eröffnet Chancen für europäische 

Unternehmen, Verbraucher und Arbeitnehmer. Es bedarf weiterer Maßnahmen, um das volle 

Binnenmarktpotenzial durch die Beseitigung von Hindernissen zu erschließen. Zudem muss sich der 

Binnenmarkt nach der Krise und im Kontext anderer Aspekte eines sich wandelnden Umfelds wie der 

Digitalisierung neuen Ideen und Unternehmensmodellen anpassen. Daher muss der Binnenmarkt 

wiederhergestellt, neu belebt und umgebaut werden. Zu den kurzfristigen Schritten gehört eine 

unverzügliche Öffnung der Grenzen. Darüber hinaus muss kurzfristig in zwei Bereichen gehandelt 

werden: 

 

Spannungen abbauen. Die sich abzeichnenden „Schieflagen“ sind ein ernster Grund zur Sorge. Die 

Konjunkturpakete der Mitgliedstaaten sind sehr unterschiedlich und haben (ungeachtet der guten 

Absicht einer Abfederung des Nachfrageschocks) zu ungleichen Bedingungen unter den 
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Mitgliedstaaten geführt. Des Weiteren muss die Frage staatlicher Beihilfen erörtert und aus sektoraler 

Sicht analysiert werden. Dabei wird zu prüfen sein, inwieweit diese Maßnahmen den Wettbewerb und 

die Ausgangsbedingungen kurz- und langfristig verzerren. 

 

Wirtschaft und Produktivität ankurbeln. Wir brauchen Produktivität in der Realwirtschaft (d. h. 

Arbeitsplätze, Kaufkraft und grundlegende Produkte und Dienstleistungen). Produktivität äußert sich 

in unterschiedlicher Form und kann durch verschiedene Geschäftsmodelle erreicht werden, wir 

müssen aber in diesem Bereich handeln, wenn wir ein weiteres Aufgehen der Ungleichheitsschere 

verhindern wollen. Um den Wirtschaftsmotor wieder anzulassen, brauchen wir Unterstützungspakete 

und ein KMU- und industriefreundliches Umfeld. Als Rückgrat der europäischen Wirtschaft brauchen 

KMU eine besondere Unterstützung, die ihnen keinen Mehraufwand oder Bürokratie verursacht. Die 

KMU werden nur mit finanzieller Hilfe der EU und der Mitgliedstaaten wieder auf die Beine 

kommen. In dieser Hinsicht sind Zuschüsse, Kredite, die Sicherstellung der Liquidität, steuerliche 

Anreize, günstige Bedingungen für die Weiterbeschäftigung oder Neueinstellung von Mitarbeitern, 

eine Überarbeitung des Insolvenzrechts und andere Formen der Unterstützung wichtig. Im Bereich des 

Insolvenzrechts sollte die EU gesetzgeberisch tätig werden, damit kleine Betriebe, die aufgrund von 

COVID-19 bankrottgingen, rasch wieder neugegründet werden können. Diese Maßnahmen sollten 

zeitlich begrenzt sein. 

 

5.2 Industriestrategie 

 

5.2.1 Nötig ist eine gut koordinierte europäische Industriepolitik, die sowohl auf die gegenwärtigen 

Probleme in der COVID-19-Krise als auch die Herausforderungen in der Zeit danach eingeht und im 

Zeichen von Digitalisierung und Nachhaltigkeit steht. Dies muss durch massive Investitionen in 

nachhaltige Wirtschafts- und Unternehmensstrukturen und in die Schaffung guter regulärer 

unbefristeter Arbeitsverträge flankiert werden. Die Nutzung des Innovationspotenzials kleiner und 

mittlerer Unternehmen und der Übergang zu einer inklusiven, kreislauforientierten und klimaneutralen 

Wirtschaft könnte sowohl die langfristige Ressourcensicherheit als auch die kurzfristige Versorgung 

verbessern, was für künftige Herausforderungen wichtig wäre.  

 

5.2.2 Schlüsselindustrien und -branchen müssen ermittelt und unterstützt werden, von den 

Humanressourcen bis hin zur Forschung. Dies erfordert eine europäische Industriepolitik, die diese 

strategischen Sektoren vor dem Markt schützt und die Versorgungssicherheit mit wichtigen 

Komponenten wie Beatmungsgeräten, Masken und anderen Produkten in einer Pandemie 

gewährleistet. Das bedeutet, dass Unternehmen, die Produktionskapazitäten nach Europa 

zurückverlagern, unterstützt werden müssen, damit die EU wieder die Kontrolle über die Produktion 

hat und ihre Autonomie auf dem Weltmarkt wahrt, natürlich im Einklang mit einer gerechten 

Ökowende. Diese Konzerne und Unternehmen müssen nachhaltig sein, eine gute 

Arbeitnehmerpartizipation aufweisen und beim Grünen Deal als dem Rahmen für Erholungs- und 

Wiederaufbaupläne dabei sein. 

 

5.2.3 Das Konzept der Serviceorientierung bedeutet, solche Unternehmen zu hegen, die am meisten zum 

gemeinsamen Wohlstand beitragen, zum Beispiel in den Bereichen Gesundheit, Sozialfürsorge, 

Bildung, Renovierung, Kultur, Handwerk und Kreativität, und die von einem fairen, 

wettbewerbsorientierten und nachhaltigen Unternehmensumfeld ebenso profitieren, wie sie dazu 

beitragen. Natürlich gibt es dringliche soziale und umweltbedingte Erfordernisse, die Hand in Hand 

gehen, doch wird der Schutz der Umwelt mehr denn je unser gesamtes Handeln und unsere Politik 
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bestimmen müssen, um die Zerstörung unseres (Öko-)Systems abzuwenden. In diesem 

Zusammenhang müssen zum Beispiel Finanzhilfen für Unternehmen in Verschmutzungssektoren an 

eine wirkliche Umstellung auf sozial- und umweltverträgliche Produktionsweisen geknüpft werden. 

 

5.2.4 Europa muss Aktivitäten finanzieren, die zwei Kriterien erfüllen: Rückverlagerung strategischer 

Produktion, um Europa unabhängig zu machen, insbesondere im Bereich des Gesundheitsschutzes und 

der gesundheitlichen Notversorgung, und um gute Arbeitsplätze zu schaffen, und Fokussetzung auf 

nachhaltige Investitionen, die sozial verantwortlich und umweltfreundlich sind. Kleine und 

mittelständische Unternehmen (KMU) können ebenso wie Großunternehmen und sozialwirtschaftliche 

Unternehmen eine entscheidende Rolle bei der Umstrukturierung des europäischen 

Produktionssystems spielen. 

 

5.3 Der Grüne Deal 

 

5.3.1 Bei der Förderung des Übergangs zu einer nachhaltigeren und widerstandsfähigeren europäischen 

Wirtschaft müssen grüne Konjunkturakzente dafür sorgen, dass der Wiederaufbau inklusiv ist und 

niemand in Europa zurückgelassen wird. 

 

5.3.2 Nach dem Grundsatz der Schadensvermeidung sollten Investitionen, die im Rahmen der kurzfristigen 

Konjunkturbelebung getätigt werden, die strukturelle Umstellung der europäischen Wirtschaft auf 

Null-Schadstoff-Ausstoß, Wiederherstellung der biologischen Vielfalt und Klimaneutralität bis 2050 

beschleunigen oder zumindest nicht bremsen. Zu diesem Zweck könnten „grüne Stimuli“ 

insbesondere auf Maßnahmen abzielen, die gut für eine höhere Ressourceneffizienz, die Wahrung 

unseres Naturkapitals und die mittel- und langfristige Verringerung der Treibhausgasemissionen mit 

dem Fernziel Klimaneutralität sind. 

 

5.3.3 Wichtig ist auch, dass grüne Konjunkturpakete zielgenau eingesetzt werden und wirtschaftliche 

Unterstützung und Anreize für Sektoren bringen, die eine möglichst große Wirkung auf die 

Gesamtnachfrage haben. Im Bestreben um eine maximale Wirtschaftsleistung sollten grüne 

Konjunkturanreize in Branchen ansetzen, die ein erhebliches Potenzial für die Schaffung von 

Arbeitsplätzen aufweisen, vorausgesetzt, die nötigen Qualifikationen stehen zur Verfügung. Auf diese 

Weise muss den asymmetrischen Folgen der Coronavirus-Krise, die die Volkswirtschaften in den 

südlichen EU-Mitgliedstaaten unverhältnismäßig stark getroffen haben, Rechnung getragen werden. 

 

5.3.4 Mit dem europäischen Grünen Deal hat die Europäische Union den Übergang zu einer nachhaltigen 

Wirtschaft eingeläutet. Es ist daher sinnvoll, die wirtschaftlichen Unterstützungsmaßnahmen mit einer 

weiteren Stimulierung dieses Übergangs zu kombinieren. Öffentliche Mittel müssen so eingesetzt 

werden, dass sie eine positive Wirkung auf Gesellschaft und Umwelt erzeugen. Für die Beschäftigung 

bedeutet dies nicht zwangsläufig, dass die gleichen Jobs oder die gleichen Wirtschaftstätigkeiten 

erhalten oder gerettet werden müssen. Wenn ein Unternehmen oder eine Branche in einer nachhaltigen 

Wirtschaft aussichtslos ist, kann das Hilfspaket auch für brancheninterne Veränderungen oder für 

einen Branchenwechsel genutzt werden. 

 

5.3.5 Der Grüne Deal erfordert in Zukunft widerstandsfähige und erfolgswillige Wirtschaftsakteure. 

Grenzüberschreitend tätige europäische Unternehmen sind relevante und gesellschaftlich wichtige 

Akteure. Sie sollten sich in ihren Geschäften von dem politischen Konzept des „gerechten Übergangs“ 

leiten lassen. Ein „nachhaltiges Unternehmen“ mit einer starken „Stimme der Arbeitnehmer“ ist ein 
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wichtiger politischer Akteur, in dem verbindliche Unterrichtungs- und Anhörungsrechte sowie die 

Mitwirkung an der Unternehmensführung gewährleistet sind und makroökonomische Politik in 

Tarifverträgen berücksichtigt wird. Die Befähigung der Arbeitnehmer, Gewerkschaften und 

Betriebsräte, sich aktiv an der Umsetzung des unternehmenspolitischen Plans zu beteiligen, der auf 

dem Konzept des „nachhaltigen Unternehmens für einen gerechten Übergang“ beruht, eröffnet 

Perspektiven für gute Arbeitsplätze, anständige Arbeitsbedingungen in einem gesunden Umfeld und in 

lebenswerten Regionen. 

 

5.3.6 Die Unterstützungspakete sollten gestaffelt sein, da niemand vorhersagen kann, wie sich die 

Wirtschaft nach der Coronakrise entwickeln wird. Daher sprechen wir uns für eine stufenweise 

Durchführung der Fördermaßnahmen aus, damit Anpassungen je nach dem Fortschritt und der 

Bewertung eines Sektors vorgenommen werden können, was teilweise auf dem Umfang der positiven 

Auswirkungen auf Klima und Natur beruhen sollte. 

 

5.3.7 Der Grüne Deal muss das europäische Agrarmodell erhalten, das auf Qualität und Nachhaltigkeit 

beruht. Mit dem Wiederaufbauprogramm ist Folgendes zu fördern:  

 

 nachhaltigere Lebensmittelsysteme sowohl auf der Ebene der Erzeugung als auch auf der des 

Verbrauchs. Dies entspricht den Absichten der Kommission in ihrer Strategie „Vom Hof auf den 

Tisch“ für nachhaltige Lebensmittel; 

 die Nahrungsmittelsouveränität der EU im Geiste der Solidarität zwischen den verschiedenen 

Formen der europäischen Landwirtschaft und der Integration wirtschaftlicher, sozialer und 

ökologischer Aspekte; 

 der ehrgeizige Vorschlag für die neue Biodiversitätsstrategie der EU. Die Biodiversitätsstrategie 

muss ein zentraler Bestandteil aller Wiederaufbauanstrengungen sein. Von einer ehrgeizigen 

Strategie würde ein starkes, einhelliges Signal für Umwelt, Klima, öffentliche Gesundheit und 

soziales Handeln ausgehen. Sie käme sowohl der GAP als auch dem europäischen 

Lebensmittelsystem zugute, deren Umbau hin zu mehr Nachhaltigkeit fortgesetzt werden könnte. 

 

5.4 Die Investitionsprioritäten 

 

5.4.1 Nachhaltige Investitionen in die Bevölkerung, zugängliche öffentliche Räume, die 

Gesundheitsfürsorge, inklusive Bildung, soziale Dienste, energieneutrales Bauen und energieneutrale 

Infrastruktur sowie in den Schutz und die Wiederherstellung der biologischen Vielfalt und in eine 

dezentrale Energieerzeugung werden für die Verwirklichung der Ökonomie des Wohlergehens 

entscheidend sein. Ein solcher Bereich, der vorrangig angegangen werden sollte, ist die energetische 

Sanierung von Gebäuden. Die Renovierungswelle sollte auch genutzt werden, um den 

Gebäudebestand gleichzeitig „zukunftstauglich“ zu machen, indem die Barrierefreiheit für eine 

alternde Bevölkerung und für eine zunehmende Zahl an Menschen mit Behinderungen verbessert 

wird.  

 

5.4.2 Das Baugewerbe ist wichtig: Die Renovierung von Millionen von Häusern, um sie energiesparender 

und nachhaltiger zu machen, hilft dieser Branche, wieder in Gang zu kommen, und bringt uns der 

Klimaneutralität einen Schritt näher. Bauen ist arbeitsintensiv, und der Energieverbrauch in Gebäuden 

(Beleuchtung, Heizung) macht ein Drittel der CO2-Emissionen in Europa aus. Das ist eine gewaltige 

Aufgabe, denn 75 % der Wohn- und Geschäftsgebäude stammen aus der Zeit, als es noch keine 

EU-Vorschriften für den Energieverbrauch gab. Die Renovierung des Wohnraums energiearmer 
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Haushalte in der EU würde eine deutliche Senkung der Gesundheitsausgaben mit sich bringen. 

Frühere Studien zeigen, dass die Kosten der Energiearmut in einem modernen Gesundheitssystem im 

Durchschnitt dreimal höher sein dürften als die Kosten für Maßnahmen zur Wohnraumsanierung9. 

 

5.4.3 Aufgrund der Alterung des Gebäude-, Architektur- und Infrastrukturbestands weist der EWSA darauf 

hin, dass ein angemessenes Investitionsvolumen mobilisiert werden muss, um die Sicherheit (in 

Erdbebengebieten) und Restrukturierung des Gebäudebestands, des architektonischen Erbes 

(Metropolregionen, Städte und Dörfer) und der Verkehrsinfrastrukturanlagen (Häfen, Brücken, 

Autobahnen usw.) zu gewährleisten. 

 

5.4.4 Der Ausbau von erneuerbarer und Niedrigemissions-Energie erfordert nicht nur die Installation 

geeigneter Anlagen, sondern auch die Modernisierung des gesamten europäischen Stromnetzes und 

der Techniken der Stromspeicherung. 

 

5.4.5 Der Wiederaufbauplan bietet die Gelegenheit, in den dringend benötigten öffentlichen Verkehr zu 

investieren und eine echte Verkehrswende herbeizuführen, so dass die Luftverschmutzung verringert 

und ein Beitrag zum Klimaschutz geleistet wird. Dies würde mehr Straßenbahnen, mehr Linienbusse 

und emissionsfreie Busse und eine echte Intermodalität in unseren Städten bedeuten. Es bedarf eines 

EU-Aktionsplans und einer umfangreichen finanziellen Unterstützung für die Modernisierung, den 

Ausbau und die Instandhaltung des Bahnnetzes, Investitionen in Züge, Nachtzüge, 

grenzüberschreitende Schienenverbindungen und andere Innovationen im Schienenverkehr. Durch 

eine Koordinierung auf EU-Ebene sollte sichergestellt werden, dass Kurzstreckenflüge durch 

nachhaltige Alternativen ersetzt werden. Der Verkehr muss runter von unseren Straßen. Mehr Güter 

müssen auf der Schiene, auf Binnenwasserwegen und auf See befördert werden (z. B. nachhaltiger 

Kurzstreckenseeverkehr). 

 

5.4.6 Es müssen die Grundlagen für eine emissionsfreie europäische Mobilitätsindustrie gelegt werden, die 

in der Lage ist, die steigende Nachfrage nach Alternativen zu Verbrennungsmotoren und nach 

Ladeinfrastruktur für Pkw, Lieferwagen, Busse und Lkw zu decken, zugleich aber auch das Angebot 

im Bahnverkehr zu steigern. Dazu gehören auch der Aufbau eines großflächigen Netzes von 

Ladestationen in ganz Europa und die Entwicklung nachhaltiger und leistungsstärkerer Batterien. Dies 

muss von Umschulungsprogrammen flankiert sein, die Arbeitnehmern, die aus dem auf fossilen 

Brennstoffen beruhenden Transportgewerbe ausscheiden, neue berufliche Chancen eröffnen. 

 

5.4.7 In mehreren Städten ist bereits festzustellen, dass der Lockdown die traditionelle Nutzung des 

städtischen Raumes und der Mobilität in Frage stellt und das Experimentieren begünstigt. Die 

Wiederaufbauphase kann auch von der Entwicklung des Radverkehrs weiter profitieren. Radfahren 

erleichtert das Abstandhalten, verringert zu Stoßzeiten das Fahrgastaufkommen im öffentlichen 

Verkehr, hat einen geringeren Raumbedarf und vereinfacht den Zugang zu lokalen Geschäften. 

Investitionen zur Verbesserung der Radinfrastruktur können rasch Wirkung im inner- und 

zwischenstädtischen Verkehr entfalten und die Fahrradnutzung stimulieren. 

 

                                                      
9  Host S., Grange D., Mettetal L, Dubois U. 2014. Précarité énergétique et santé: état des connaissances et situation en Île-de-France, 

Observatoire régional de santé Île-de-France, Paris, S. 14. 



 

18/26 

5.4.8 Die Umstellung der Wirtschaft auf eine Kreislaufwirtschaft ist für den Erfolg des Grünen Deals von 

entscheidender Bedeutung. Darum müssen beispielsweise die Stahl- und Zementindustrie (als große 

Energieverbraucher) und die Chemiebranche anders organisiert werden. 

 

5.4.9 Mit dem Kerngedanken der Umstellung auf eine Kreislaufwirtschaft kann das Konjunkturpaket 

notwendige Infrastrukturentwicklungen erheblich beschleunigen und Innovationen im Bereich 

alternativer Werkstoffe und neuer Technologien fördern. Erstens sollte die EU zur Vermeidung von 

Verschwendung Initiativen zur Gründung von Start-ups und sozialwirtschaftlichen Unternehmen im 

Bereich der Reparatur und Wiederverwendung sowie einschlägige (Um-) Schulungen für diejenigen 

unterstützen, die durch den Konjunktureinbruch ihren Arbeitsplatz verlieren. Dies könnte 

insbesondere auf „Gebiete eines gerechten Übergangs“ zentriert werden, um diesen Regionen zu 

helfen, den Übergang vom Bergbau zum „Urban mining“ (d. h. der Rückgewinnung nützlicher Stoffe 

aus Abfall) zu schaffen. 

 

5.4.10 Zweitens ist die getrennte Sammlung von Siedlungsabfällen eine wesentliche Voraussetzung für die 

wirksame Wertgewinnung aus Abfällen durch Recycling. Die EU sollte daher die lokalen 

Gebietskörperschaften bei der Schließung von Investitionslücken für Infrastrukturen für die 

Sammlung, die Trennung und das Recycling von Siedlungsabfällen in den nächsten fünf Jahren 

unterstützen. 

 

5.4.11 Die Coronakrise zeigt, dass die digitale Revolution ein wichtiges Element für eine größere 

Krisenresilienz unserer Gesellschaft ist. Investitionen in die Digitalisierung wesentlicher 

Dienstleistungen und die Verbesserung der Fähigkeit von Regierungen, gesetzgebenden Organen und 

öffentlichen Einrichtungen, ihre Dienste auch in einer Krise weiter zu erbringen, sind von größter 

Bedeutung. Gleichzeitig müssen wir uns darüber im Klaren sein, dass digitale Technologien nicht das 

Endziel, sondern nur ein Hilfsmittel sind. Der Rahmen, in dem sich digitale Technologien bewegen, 

muss in öffentlicher Verantwortung nach hohen Nachhaltigkeitsstandards geregelt werden. Er muss 

starke demokratische und technische Schutzmaßnahmen umfassen, verbunden mit Maßnahmen zur 

Kostenstützung und Wissensförderung, die niemanden zurücklassen. Im Einklang mit dem 

EU-Rechtsakt über Barrierefreiheit muss daher sichergestellt werden, dass die digitale Revolution die 

Barrierefreiheit für die mehr als 100 Millionen Bürger mit Behinderungen in der EU gewährleistet.  

 

5.4.12 Die Strategie „Vom Hof auf den Tisch“ sollte eine klare Richtung für das Lebensmittelsystem der 

EU nach der derzeitigen Gesundheitskrise vorgeben und Maßnahmen zugunsten nachhaltigerer, 

widerstandsfähigerer und fairerer Lebensmittelversorgungsketten fördern. Mit kurzfristigen 

Maßnahmen muss einem saisonalen Arbeitskräftemangel und Störungen der Lieferketten 

entgegengewirkt werden. Längerfristig müssen die Strategie „Vom Hof auf den Tisch“ und die 

gemeinsame Agrarpolitik die Widerstandsfähigkeit und Nachhaltigkeit unseres Lebensmittelsystems 

erhöhen. Dazu müssen stärker diversifizierte Bewirtschaftungsmodelle aufgebaut, lokale 

Lebensmittelverteilungszentren und kürzere Lieferketten gefördert und der Marktzugang für 

Kleinbauern und umweltschonend arbeitende Fischer und Aquakulturerzeuger verbessert werden. 

 

5.4.13 Nötig sind Investitionen in Umschulungsprogramme in Branchen, die wahrscheinlich nicht 

zukunftssicher sind (z. B. weil sie in hohem Maße auf fossile Brennstoffe angewiesen sind). Sie 

müssen also nach Wegen suchen, weniger fossile Brennstoffe einzusetzen und umweltfreundlicher zu 

werden. Wir plädieren für eine gezielte Investitionspolitik, mit der durch verlorengegangene Jobs 
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freigesetzte Erwerbstätige behutsam in Branchen umgelenkt werden, in denen ein Arbeitskräftemangel 

herrscht, namentlich in der Sozialwirtschaft und in den Sektoren der grünen Wirtschaft. 

 

5.4.14 Die Mitgliedstaaten müssen mehr in öffentliche Dienste investieren, denn die Krise hat gezeigt, dass 

gerade sie eine entscheidende Rolle bei der Rettung von Menschenleben und der Eindämmung der 

Pandemie spielen. Daher sollten die europäischen Staats- und Regierungschefs bei der Anwendung der 

Haushaltsvorschriften der EU die „Goldene Regel“ berücksichtigen, so dass öffentliche Investitionen 

von der Defizitberechnung ausgenommen werden und die Tragfähigkeit des bestehenden 

Schuldenstands berücksichtigt wird. Die EU sollte die Liberalisierung strategischer öffentlicher 

Dienste auf der Grundlage des Wettbewerbsrechts eingehend bewerten. Auch der Zugang zu 

öffentlichen Diensten sollte verbessert werden.  

 

5.5 Soziale Maßnahmen 

 

5.5.1 Die Umsetzung der europäischen Säule sozialer Rechte auf europäischer Ebene und in allen 

Mitgliedstaaten ist ein wichtiger Schritt, um proaktiv einen Prozess der sozialen Konvergenz 

einzuleiten. Die europäische Säule sozialer Rechte ist das Instrument zur Schaffung eines neuen und 

verbesserten sozialpolitischen Scoreboards.  

 

5.5.2 Wir müssen die Beschäftigung in den Mittelpunkt der EU-Strategie stellen. Dabei ist die Bedeutung 

von Fachwissen und dessen kontinuierlicher Anwendung im Rahmen des Systems der allgemeinen 

und beruflichen Bildung und des lebenslangen Lernens zu unterstreichen. Dies ermöglicht die 

Anpassung der europäischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer an den Wandel des 

Produktionssystems im Zuge der Umstellung auf eine digitale und grüne Wirtschaft. 

 

5.5.3 In der Wiederaufbauphase nach der COVID-19-Krise ist die Neugestaltung der Arbeitswelt von 

entscheidender Bedeutung. Sowohl im privaten als auch im öffentlichen Gesundheits- und 

Pflegebereich war das Streben nach mehr Produktivität der Dienstleistungsqualität abträglich, wobei 

die Arbeitserfahrung vernachlässigt wurde. Das hatte während der Gesundheitskrise in den meisten 

EU-Ländern dramatische Folgen. Die Verlagerung hin zu Dienstleistungen würde zu einer 

arbeitsintensiveren Wirtschaft führen, was wiederum die Prekarität der Arbeitsplätze in diesen 

Branchen ausgleichen, die Beschäftigung ankurbeln und wieder mehr Arbeitsplätze in der 

Realwirtschaft entstehen lassen würde. Deshalb sind Strategien zur Förderung hochwertiger Arbeit in 

arbeitsintensiven Branchen, die hochwertige Dienstleistungen erbringen, von zentraler Bedeutung.  

 

5.5.4 Der EWSA begrüßt das aktualisierte Arbeitsprogramm 2020 der Europäischen Kommission 10  als 

Kompromiss mit dem Ziel, die soziale Dimension in der Strategie zur Konjunkturbelebung 

beizubehalten. Es gibt mehrere legislative und nichtlegislative Initiativen, die nicht verzögert oder 

aufgeschoben werden können, da sie die Säulen der Sozialagenda sind. Dazu zählen die Umsetzung 

der angenommenen Richtlinien nach dem bereits vereinbarten Zeitplan (Richtlinie über die 

Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben, Richtlinie über die Entsendung von Arbeitnehmern, 

Richtlinie über transparente und verlässliche Arbeitsbedingungen). Die Kommission hat ferner alle 

Initiativen bestätigt, die einen gerechten und sozial nachhaltigen Wiederaufbau fördern sollten, 

einschließlich der Initiativen in den Bereichen Lohntransparenz, Mindestlöhne, Steuergerechtigkeit, 

Jugendbeschäftigung, europäische Arbeitslosenrückversicherung, Kompetenzagenda und digitale 

                                                      
10  https://ec.europa.eu/info/publications/2020-commission-work-programme-key-documents_de.  

https://ec.europa.eu/info/publications/2020-commission-work-programme-key-documents_de
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Bildung, Plattformarbeit und EU-Vorschriften zur wirtschaftspolitischen Steuerung. Im 

Arbeitsprogramm fehlt eine Aktualisierung der Vorschriften über die Gesundheit und Sicherheit bei 

der Arbeit durch wirksame Präventivmaßnahmen am Arbeitsplatz.  

 

5.5.5 Eine starke soziale Erholung impliziert auch einen besseren Zugang zu Gewerkschaften und besseren 

Schutz. Wir müssen Tarifverhandlungen und die Demokratie am Arbeitsplatz fördern. Die EU und die 

Mitgliedstaaten müssen die Sozialpartner bei einer erheblichen Steigerung der Tarifbindung 

unterstützen.  

 

5.5.6 Gleichstellungsfragen müssen ebenfalls Berücksichtigung finden. Der durch die derzeitige 

COVID-19-Pandemie verursachte Konjunktureinbruch hat erhebliche Auswirkungen auf die 

Gleichstellung von Frauen und Männern, und zwar sowohl in der Abschwungphase als auch in der 

anschließenden Erholungsphase. Im Vergleich zu „gewöhnlichen“ Rezessionen, von denen Männern 

unter dem Aspekt der Beschäftigung härter betroffen sind als Frauen, hat der Beschäftigungsrückgang 

infolge der Maßnahmen zur sozialen Distanzierung erhebliche Auswirkungen auf Branchen mit 

hohem Frauenanteil. Darüber hinaus hat die Schließung von Schulen und Kindertagesstätten zu einem 

beträchtlichen Anstieg des Bedarfs an Kinderbetreuung geführt, was sich besonders auf erwerbstätige 

Mütter auswirkt. Die Auswirkungen der Krise auf erwerbstätige Mütter dürften aufgrund des Wertes 

ihrer Erfahrung auf den Arbeitsmarkt bestehen bleiben.  

 

5.6 Gesundheitssysteme 

 

5.6.1 Nicht zuletzt lautet eine der wichtigsten Lehren aus der Coronavirus-Krise, dass die 

Gesundheitssysteme in fast allen europäischen Ländern gestärkt werden müssen, indem der 

Schwerpunkt in erster Linie auf Prävention gelegt wird. Die Auswirkungen des Coronavirus belasten 

die Gesundheitssysteme in ganz Europa enorm; einige Länder sind stärker betroffen als andere, da sie 

in Bezug auf Personal (Ärzte und Krankenpflegekräfte), Fachkräfte, medizinische Geräte und 

Krankenhauskapazitäten unterschiedlich aufgestellt sind. Zwar fällt die Gesundheitsversorgung in die 

Zuständigkeit der einzelnen Länder, doch kennt die Ausbreitung des Virus keine Grenzen. Das Virus 

verbreitet sich in ganz Europa – sowohl innerhalb als auch außerhalb unserer Grenzen –, mit 

gesundheits-, sozial- und wirtschaftspolitischen Folgen, die gemeinsame Reaktionen auf europäischer 

Ebene erfordern. 

 

5.6.2 Die Coronavirus-Krise hat gezeigt, dass die EU von der Einfuhr von Medizinprodukten aus 

Drittstaaten abhängig ist. Die erforderlichen Investitionen in Gesundheitsschutz, Pflege (insbesondere 

Langzeitpflegedienstleistungen), Gesundheitsvorsorge sowie Maßnahmen für die Gesundheit und 

Sicherheit am Arbeitsplatz müssen im Rahmen eines Lebenszyklusansatzes von den EU-Institutionen 

unterstützt werden. 

 

5.6.3 Die Coronavirus-Krise verdeutlicht, dass multinationale Pharmaunternehmen eine große Macht haben. 

Um die Unabhängigkeit der Pharmaindustrie zu stärken, muss auch ein großer europäischer 

Forschungsfonds für die Entwicklung neuer Arzneimittel und Impfstoffe eingerichtet werden. Die 

EU-Organe sollten über die erforderlichen Befugnisse verfügen, um die Bereitstellung, den Vertrieb 

und die Preise von grundlegenden medizinischen und dem Schutz dienenden Ausrüstungen im 

Binnenmarkt zu koordinieren. 
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5.7 Internationale Beziehungen 

 

5.7.1 Die Europäische Union fußt auf gemeinsamen Werten, die unter keinen Umständen verhandelbar 

sind11: Wahrung der Menschenwürde und der Menschenrechte, Freiheit, Demokratie, Gleichheit und 

Rechtsstaatlichkeit. Diese Werte dürfen auch dann nicht missachtet werden, wenn die EU und ihre 

Mitgliedstaaten mit einer Notlage und den sich daraus ergebenden wirtschaftlichen und sozialen 

Herausforderungen konfrontiert sind. Sicherlich bedarf es einer raschen Reaktion auf die derzeitige 

Krise, die bestimmte außerordentliche und zeitlich begrenzte Maßnahmen rechtfertigt. Diese dürfen 

aber weder gegen die Rechtsstaatlichkeit verstoßen noch die Demokratie, die Gewaltenteilung und die 

Grundrechte der Unionsbürgerinnen und -bürger in Frage stellen. Der EWSA dringt darauf, dass alle 

in diesem Zusammenhang ergriffenen politischen Maßnahmen voll und ganz im Einklang mit unseren 

gemeinsamen Werten stehen müssen, wie sie in Artikel 2 EUV verankert sind. 

 

5.7.2 Die Coronavirus-Krise hat gezeigt, dass der internationale Freihandel – selbst angesichts der 

vorhandenen Bestände an Nahrungs-, Gesundheits- und Industrieprodukten – keine Garantie für die 

Versorgungssicherheit bietet. Hinzu kommt ein Mangel an Transparenz und Rückverfolgbarkeit. 

 

5.7.3 Einige europäische Unternehmen, die industrielle Kapazitäten in Drittländern aufgebaut haben, sollten 

ermutigt werden, diese Kapazitäten in die EU zu verlagern. Die Rückverlagerung von Aktivitäten in 

den Industrie-, Agrar- und Dienstleistungssektoren sollte es ermöglichen, eine größere Autonomie 

gegenüber den internationalen Märkten zu schaffen, die Kontrolle über die Produktionsmethoden 

wiederzuerlangen und eine ökologische und soziale Umstellung der Aktivitäten zu erreichen. In einer 

solchen Situation könnten die betroffenen Unternehmen finanzielle Unterstützung von den 

Regierungen der Mitgliedstaaten erhalten, ohne dass die Vorschriften über staatliche Beihilfen 

angewandt werden. 

 

5.7.4 Die Krise hat auch deutlich gemacht, dass die Abhängigkeit der EU von China für einen Großteil der 

Produktion große Risiken birgt, insbesondere im medizinischen Bereich (z. B. was 

Schutzausrüstungen angeht). Um die Gesundheitssysteme in fast allen europäischen Ländern zu 

stärken, ist es sehr wichtig, diese Abhängigkeit von Schlüsselprodukten zu verringern. Dies kann 

durch die Ausweitung der Produktion in der EU (EU-Produktions-/Lieferkette) und den Ausbau der 

Produktionskapazitäten in Zusammenarbeit mit anderen Ländern, z. B. in Afrika 

(Produktions-/Lieferkette EU-Afrika), erreicht werden. Der Zusatznutzen dieses Vorgehens besteht 

darin, dass auch die am wenigsten entwickelten Länder neue Wirtschaftstätigkeiten entwickeln und 

ihre Gesundheitsversorgung stärken könnten. 

 

5.7.5 Nach der Pandemie sollte weltweit ein neues System der internationalen Beziehungen, der globalen 

Wirtschaft und der Solidarität geschaffen werden, einschließlich der Verpflichtung, den Wohlstand der 

Welt zu teilen und Leben zu retten sowie gesundheitsbezogene, wissenschaftliche, intellektuelle und 

industrielle Errungenschaften zu schützen. Die EU sollte in diesem neuen System internationaler 

Beziehungen beruhend auf Solidarität und Entwicklungszusammenarbeit eine führende Rolle 

übernehmen. Zudem sollte sie ihre Verpflichtungen im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit 

aufrechterhalten und nach Möglichkeit ausbauen. 

 

                                                      
11  

Stellungnahme des EWSA SC/052 „Die Zukunft der EU: Vorteile für die Unionsbürgerinnen und -bürger und Wahrung der europäischen 

Werte“. 
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5.7.6 Durch die Gewährleistung gleicher Wettbewerbsbedingungen in der Weltwirtschaft kann einerseits 

der Ausbeutung von Arbeitskräften und andererseits den ungerechtfertigten, übermäßigen Vorteilen 

für Unternehmen ein Ende bereitet werden. Die Einbettung der Normen der IAO und der Standards 

der nachhaltigen Entwicklung in die Regeln der WTO und anderer mit den Vereinten Nationen 

verbundener Agenturen könnte wesentlich zum Aufbau einer neuen, fairen Wirtschaftsordnung und 

einer gerechten und intelligenten Globalisierung beitragen. Die Regeln sollten entsprechend angepasst 

und künftig konsequenter angewandt werden, um alle materiellen und verfügbaren personellen 

Ressourcen da einzusetzen, wo Hilfe am dringendsten benötigt wird. 

 

5.7.7 Jeder Eingriff in die Grundrechte muss objektiv gerechtfertigt und befristet sein. Es muss unbedingt 

für eine möglichst schnelle Rückkehr zur Normalität, einschließlich der Achtung der demokratischen 

Grundprinzipien, gesorgt werden – und dies weltweit. Die Einschränkung der Menschenrechte – wie 

etwa des Versammlungsrechts, der Pressefreiheit und des Rechts auf Privatsphäre – darf niemals die 

„neue Normalität“ werden. 

 

5.7.8 Die geopolitische und strategische Rolle der EU bei der Förderung von Friedensprozessen muss 

wiederbelebt werden, um neue Chancen für die wirtschaftliche Entwicklung in den 

EU-Nachbarländern zu schaffen: Westbalkan, Partner im Europa-Mittelmeerraum und in Osteuropa 

und andere Konfliktgebiete. 

 

5.7.8.1 In dieser Hinsicht müssen der Europa-Mittelmeerraum und der Westbalkan wieder Regionen mit 

Entwicklungsmöglichkeiten werden, so wie in der Vergangenheit, als sie das Zentrum des Austauschs 

von Menschen, Gütern und Ideen waren. Deshalb müssen der Europa-Mittelmeerraum und der 

Westbalkan im Zentrum einer europäischen strategischen Politik der Integration und Vernetzung in 

den Bereichen Verkehr und Handel und Kulturaustausch mit einer spezifischen eigenen 

makroregionalen Strategie stehen. Um diese Entwicklung zu fördern, müssen den makroregionalen 

Strategien für den Mittelmeerraum und der europäischen Strategie für die städtischen Gebiete neue 

Impulse verliehen werden. 

 

5.8 Migration und die Zeit nach COVID-19 

 

5.8.1 Mit dem Ausbruch der COVID-19-Pandemie, der daraus resultierenden gewaltigen Tragödie für die 

nationalen Gesundheitssysteme und dem wirtschaftlichen Kollaps in allen Ländern schien die Frage 

der Migration von der Tagesordnung zu verschwinden und zweitrangig zu werden, was mit einer 

gewissen Gleichgültigkeit seitens der Öffentlichkeit einherging. Wegen der derzeitigen Krise dürfen 

Asylsuchende aber nicht im Stich gelassen werden. Grundlegende Schutzrechte stehen im Zentrum der 

europäischen Werte und dürfen nicht aufgegeben werden, wenn die Zeiten dafür ungünstig sind. 

Folgende Maßnahmen müssen wiedereingeführt werden: 

 

 Wiederaufnahme der Verfahren zur Erlangung von Aufenthaltstiteln und zur Anerkennung des 

Rechts auf Asyl in fast allen europäischen Ländern; 

 Lösung der gesundheitlichen Folgen durch die Überbelegung in Migranten-Aufnahmezentren; 

 Bekämpfung der Arbeitsplatzunsicherheit (die bereits zu einem Rückgang, wenn nicht gar zu einer 

vollständigen Einstellung der Geldüberweisungen von Migranten in ihre Heimatländer geführt hat, 

die häufig die einzige Quelle der Unterstützung für die dort verbliebenen Familienangehörigen 

sind); 
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 Regularisierung des Status von Migranten, die in den Bereichen Pflege oder Landwirtschaft tätig 

sind;  

 Entwicklung eines obligatorischen, sicheren und wirksamen Gemeinsamen Europäischen 

Asylsystems (GEAS) mit dem Ziel, dass alle EU-Mitgliedstaaten ihre gemeinsamen Aufgaben 

unverzüglich wahrnehmen; 

 Konzeption und Entwicklung realistischer, legaler, sicherer und praktikabler Möglichkeiten für die 

Arbeitsmigration in die EU; 

 Einrichtung eines ständigen und effektiven Dialogs mit den Herkunftsländern der Migranten zur 

Entwicklung von Strukturen und Kommunikationskanälen; 

 Verstärkung der wirtschaftlichen und technischen Unterstützung für die Agentur Frontex.  

 kurzfristig Gewährleistung der Verpflichtung, auch die Umverteilung aller Mittel innerhalb des 

mehrjährigen Haushaltsrahmens der EU für den Zeitraum 2021-2027 zu bewerten. 

 

6. Wiederaufbauplan 

 

6.1 Alle vorgenannten Maßnahmen erfordern die Schaffung eines neuen Systems der 

wirtschaftspolitischen Steuerung mit einer strategischen Industrie-, Wettbewerbs-, Sozial-, Umwelt- 

und Handelspolitik. 

 

6.2 Förderung der Reform der wirtschaftspolitischen Steuerung der EU, indem der Stabilitäts- und 

Wachstumspakt überarbeitet wird, um gleichzeitig Stabilität und Wachstum zu gewährleisten. 

 

6.3 Auf der Grundlage des Aufbauinstruments wird es notwendig sein, eine progressive Aufstockung der 

EU-Eigenmittel durch die Einführung relevanter und angemessener Einnahmen aus eigenen Quellen 

sicherzustellen, u. a. EU-Emissionshandelssystemen, einer gemeinsamen konsolidierten 

Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage (GKKB), einer Digitalsteuer, einer 

Finanztransaktionssteuer und einer CO2-Abgabe sowie Seigniorage. 

 

6.4 Die EU muss dringend einen Koordinierungsmechanismus einrichten, der in der Lage ist, die 

aggressive Steuerplanung zu neutralisieren und die Steuerhinterziehung in den 27 Mitgliedstaaten zu 

bekämpfen – ein Phänomen, das im Zeitraum 2001-2016 zu einem durchschnittlichen jährlichen 

Verlust an Steuereinnahmen in Höhe von 46 Mrd. EUR für die EU-Mitgliedstaaten (0,46 % des BIP) 

geführt hat12. Gleichzeitig muss die EU eine wirkungsvolle Strategie zur Bekämpfung der Geldwäsche 

auf den Weg bringen, da diese das Produktionssystem der EU unterwandert und gleiche 

Wettbewerbsbedingungen verhindert, was zu Verzerrungen im Binnenmarkt führt. 

 

6.5 Es ist wichtig, das europäische Modell der Rechte, der Standards und der Verbraucherpolitik 

beizubehalten. All dies macht die EU einzigartig. Im Bereich der Digitalisierung zum Beispiel beruht 

der Ethikkodex der EU bezüglich der künstlichen Intelligenz auf dem Ansatz human-in-command 

(Kontrolle durch den Menschen), wodurch sich der Standpunkt der EU von dem anderer Weltregionen 

unterscheidet. Dieser Ansatz, der auf Grundrechten und Grundfreiheiten fußt, ist Teil des EU-Modells 

und sollte trotz des gegenwärtig immer härteren Wettbewerbsklimas beibehalten werden. 

 

                                                      
12  Europäische Kommission, 2019, Estimating International Tax Evasion by Individuals [Schätzungen zur grenzüberschreitenden 

Steuerhinterziehung durch Einzelpersonen]. Arbeitspapier Nr. 76, 2019. 
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6.6 Die neuen, nachhaltigeren Unternehmensmodelle (Kreislaufwirtschaft, kollaborative Wirtschaft, 

Sozialwirtschaft usw.) müssen vollumfänglich genutzt werden. Diese Modelle sind auch Merkmale 

des Gesellschaftsmodells der EU; sie ermöglichen eine doppelte – wirtschaftliche und soziale – 

Wertschöpfung und stellen Instrumente zur Verwirklichung des europäischen Grünen Deals und der 

Ziele für nachhaltige Entwicklung dar. Diese Unternehmensmodelle bieten die Gelegenheit, die 

wirtschaftliche Erholung zu unterstützen und gleichzeitig gesellschaftliche Herausforderungen 

anzugehen. In dieser Hinsicht werden der Aktionsplan der EU für die Kreislaufwirtschaft und der 

angekündigte Aktionsplan für die Sozialwirtschaft (Frühjahr 2021) von entscheidender Bedeutung 

sein. Inspirierende Beispiele wie die europäische Cluster-Allianz sollten verbreitet werden. 

 

6.7 Die Digitalisierung bietet sowohl Chancen als auch Risiken für die Konjunkturerholung. Im 

Innovationsbereich kann die EU eine Vorreiterrolle spielen, beispielsweise im Bereich Blockchain, wo 

die EU bereits führend ist. Die Blockchain-Technologie (ohne sie auf Bitcoins zu reduzieren) 

vermittelt demokratische Werte und bietet dabei Transparenz und verbesserte Steuerungsstrukturen. 

Die mit der Digitalisierung verbundenen Risiken wie zunehmende Arbeitslosigkeit, digitale Kluft und 

soziale Ausgrenzung müssen jedoch angegangen werden. Außerdem müssen Möglichkeiten gefunden 

werden, um die Chancen zu nutzen und diese gleichzeitig gegen die Risiken abzuwägen – und dies in 

einem Kontext, in dem die EU weltweit wettbewerbsfähig bleiben will.  

 

6.8 Es gibt eine Chance zur Förderung der sozialen Innovation als Modell für den Wiederaufbau durch 

gemeinsames Entwickeln, Konzipieren und Produzieren. In einem komplexen sozialen Umfeld mit 

massiven gesellschaftlichen Herausforderungen besteht die einzige Möglichkeit darin, alle Ressourcen 

in der Gesellschaft zu mobilisieren und dabei bereichsübergreifend und multidisziplinär zu arbeiten, 

um Lösungen zu finden. Die organisierte Zivilgesellschaft ist ein Katalysator für soziale Innovation. 

Diese Dynamik trug zur Entwicklung von Sozialsysteme bei, die zu neuen Maßnahmen, Strukturen, 

Produkten, Dienstleistungen und Arbeitsmethoden geführt hat. Die Teilhabe der Zivilgesellschaft ist 

heute wichtiger denn je, doch kann es echte soziale Innovation nur geben, wenn die Zivilgesellschaft 

beteiligt wird. 
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6.9 Entsteht ein neues Gesellschaftsmodell? Eine Erholung wird nur mit Produktivität, fiskalischen 

Anreizen und einer Verteilung des Wohlstands möglich sein. Vielleicht ist es wieder an der Zeit, das 

Konzept des „Sozialinvestitionspakets“ neu zu beleben, um auf proaktive und präventive Weise eine 

Verringerung der künftigen gesellschaftlichen Kosten zu erreichen. In diesem Sinne sollte die EU die 

Investitionen in die soziale Infrastruktur ankurbeln, d. h. 1) Bildung und lebenslanges Lernen, 

2) Gesundheitsversorgung, Langzeitpflege und Sozialfürsorge, 3) erschwinglicher Wohnraum13. All 

dies geht einher mit der Umsetzung der europäischen Säule sozialer Rechte auf allen Ebenen, einem 

System zur Überwachung des Europäischen Semesters basierend auf den Nachhaltigkeitszielen, dem 

europäischen Grünen Deal und einem auf den europäischen Werten beruhenden gerechten digitalen 

Wandel. Dadurch könnte die Grundlage für ein neues Gesellschaftsmodell der EU entstehen.  

 

Brüssel, den 11. Juni 2020 

 

 

 

 

Luca JAHIER 

Präsident des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

 

_____________ 

 

  

                                                      
13  Bericht der hochrangigen Taskforce „Investitionen in die soziale Infrastruktur in Europa“: Boosting Investment in Social Infrastructure in 

Europe [Förderung von Investitionen in die soziale Infrastruktur in Europa]. European Economy Discussion Paper 074, Januar 2018. 
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ANHANG 1 

 

Dieser Anhang enthält eine strukturierte Übersicht über die Maßnahmen der EU, die in den letzten drei 

Monaten zur Bekämpfung der COVID-19-Pandemie ergriffen wurden. 

 

Art der Maßnahme 

Geldpolitische und 

Stabilisierungsmaßnahmen 

Fiskalpolitische 

Maßnahmen 

Garantien und 

Kredite 

Regulierung und 

Verfahren 

Europäischer Stabilitätsmechanismus 

(ESM): Pandemiekrisenhilfe – 

240 Mrd. EUR; makroökonomische 

Stabilitätsdarlehen für die Länder im 

Euro-Währungsgebiet zur Behebung 

ihrer makroökonomischen 

Ungleichgewichte; entspricht 2 % 

des BIP der Eurozone 

Investitionsinitiative; 

Investitionsinitiative Plus; vorrangig 

37 Mrd. EUR; Umschichtung 

kohäsionspolitischer Mittel zur 

Bewältigung der Auswirkungen der 

COVID-19-Pandemie; zusätzlich 

28 Mrd. EUR, die bisher nicht im 

ESIF-Rahmen zugewiesen wurden 

SURE (Unterstützung bei der 

Minderung von 

Arbeitslosigkeitsrisiken in 

einer Krise): 100 Mrd. EUR; 

Kredite zu vergünstigten 

Bedingungen zur 

Unterstützung von 

Arbeitnehmern und 

Selbstständigen; erster Teil 

des Unterstützungspakets 

Vorschriften über staatliche 

Beihilfen: eine Möglichkeit zur 

Anpassung von Maßnahmen, die 

alle Unternehmen und Betriebe 

betreffen (Lohnfonds-Zuschüsse, 

Stundung von 

Körperschaftssteuern und 

Mehrwertsteuerzahlungen sowie 

Sozialversicherungsbeiträgen); 

direkte finanzielle Unterstützung 

von Verbrauchern (Entschädigung 

für Ausgaben für annullierte 

Dienstleistungen/Veranstaltungen); 

Möglichkeit direkter fiskalischer 

Maßnahmen für Unternehmen, die 

aufgrund der Pandemie ein 

Konkursrisiko tragen; 

Ausgleichszahlungen für Schäden, 

die nachweislich durch die 

Pandemie entstanden sind (hier ist 

eine Notifizierung der 

Europäischen Kommission 

erforderlich); Möglichkeit anderer 

Ausgleichszahlungen aus 

öffentlichen Mitteln für besonders 

stark betroffene Länder; 

Möglichkeit der direkten 

Unterstützung in Höhe bis zu 

800 000 EUR pro Unternehmen 

EZB – Pandemie-

Notfallankaufprogramm: 

750 Mrd. EUR; Programm der 

expansiven Geldpolitik zum 

Anleiheankauf zugunsten der 

Liquidität des Finanzsystems 

Solidaritätsfonds der Europäischen 

Union: 800 Mio. EUR 

Europaweiter Garantiefonds: 

200 Mrd. EUR; vergünstigte 

EZB-Kredite vorrangig für 

KMU; zweiter Teil des 

Unterstützungspakets 

Flexibilität der Kriterien für die 

öffentlichen Haushalte: flexiblere 

Auslegung der Kriterien für die 

Haushaltsdisziplin im Rahmen des 

Stabilitäts- und Wachstumspakts 

und des Europäischen Semesters 

 Europäischer Fonds für die 

Anpassung an die Globalisierung: 

179 Mio. EUR 

Finanzierungsinstrument zur 

Unterstützung für die am 

stärksten betroffenen KMU: 

8 Mrd. EUR auf der 

Grundlage der EU-

Haushaltsgarantie für den 

EIF aus dem EFSI 

Vorübergehende Aufhebung der 

Zölle und Mehrwertsteuer auf 

Einfuhren medizinischer 

Instrumente und Ausrüstungen aus 

Drittländern 

  Mehr Flexibilität, damit die gesamte 

noch nicht in Anspruch genommene 

ESIF-Unterstützung mobilisiert 

werden kann; das ermöglicht 

Mittelübertragungen zwischen 

EFRE, ESF und Kohäsionsfonds; 

100 %-ige Deckung von 

Projektkosten aus EU-Mitteln; 

Flexibilität bei der Begründung der 

thematischen Konzentration usw. 

 Überprüfung und Schutz kritischer 

europäischer Anlagen und 

Technologien 

____________________ 
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